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Vorwort

„Krise kann ein produktiver Zustand sein. Man muss ihr nur den Beigeschmack der Katastrophe
nehmen.“ Max Frisch

Treffender lassen sich die Herausforderungen von Compliance-Krisen nicht beschrei-
ben: Man muss nur richtig mit ihnen umgehen. Compliance ist schon seit vielen Jahren als
Ziel und Mittel geschäftlichen Handelns anerkannt. Sie ist Ziel, um die mit Zuwiderhand-
lungen verbundenen Nachteile zu vermeiden, die längst nicht mehr nur aus Kosten für
Schadensersatzzahlungen und Bußgelder bestehen, sondern auch aus erheblichen Reputa-
tionsschäden und persönlichen Strafbarkeitsrisiken. Und sie ist Mittel im Sinne einer un-
ternehmensinternen Organisation, die auf den Schutz des Unternehmens und der han-
delnden Einzelnen, die Aufdeckung von Zuwiderhandlungen und erforderlichenfalls eine
frühzeitige Verhaltenskorrektur gerichtet ist. Trotz aller vorsorgenden Maßnahmen sind
Compliance-Krisen unvermeidbar, etwa wenn es in einem Unternehmen zu einem
Rechtsverstoß gekommen ist.

Obwohl der Themenkreis bekannt und etabliert ist und es eine fast unübersehbare Fülle
an Veröffentlichungen dazu gibt, heißt das allerdings nicht, dass ein befürchteter oder fest-
gestellter Rechtsverstoß von den zu ihrer Bewältigung berufenen Personen jeweils auf An-
hieb und in jeder Hinsicht problemlos zu beheben ist. Nach unseren Erfahrungen tun sich
viele betroffene Unternehmen mit der Bewältigung einer Compliance-Krise schwer. Das
ist nur verständlich, denn es handelt sich um eine seltene Ausnahmesituation mit potenzi-
ell schweren Folgen, in der rechtliche und ethische mit sozialen Normen (tatsächlich oder
gefühlt) kollidieren können. Zudem sind oft Ermittlungsbehörden und Medien an der
Aufklärung beteiligt und verfolgen möglicherweise ihre eigene Agenda. Die Compliance-
Krise ist deshalb in keiner Hinsicht alltäglich. Ihre Komplexität erfordert einen Rundum-
blick und viel Erfahrung.

Dieses Handbuch richtet sich in erster Linie an den von einer Compliance-Krise prak-
tisch betroffenen Personenkreis. Es soll als Überblick zur breiten (und an einigen Stellen
auch etwas tiefergehenden) Orientierung und als Handreichung vor oder inmitten einer
Compliance-Krise dienen. Darüber hinaus bietet es zahlreiche Formulierungsbeispiele und
Muster für alle möglichen Fragestellungen und Einsatzzwecke an.

Hamburg, im Januar 2023 Die Verfasser

V



In memoriam Melanie Weist
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III. (Vorläufige) Freistellung von betroffenen Mitarbeitern ............ ............... 81
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C. Information an Wirtschaftsprüfer ........ ...... ... ........................... ............... 117
I. Einleitung ............... .... ... ... .... ... ... ... .... .................................... .. 117
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B. Prüfung der arbeitsrechtlichen Maßnahmen ............................... ............... 168
I. Ermahnung und Abmahnungen ...................................... ............... 168
II. Kündigungen ............... ... ... .... ... ... ... .... .................................... .. 169

1. Anforderungen an den Kündigungsgrund ............ ......................... 170
2. Ausschlussfrist der außerordentlich fristlosen Kündigung (§ 626 Abs. 2
BGB) ....... ......... .... ... ... .... ... ... ... .......... ................................ 171

3. Kenntnis der Kündigungstatsachen .............................. ............... 171
4. Kenntnis des Kündigungsberechtigten ................ ......................... 172

III. Sonderfall: Verdachtskündigung ................................ ...................... 174
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11. Verjährung ................. ... .... ... ... ... .................................... ...... 214

II. Gegen Mitarbeiter ............... .... ... ... ... .................................... ...... 214
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Vermögensabschöpfung ..................... ................................... 350

3. Verteidigung gegen Unternehmensgeldbußen .................... ............ 351

Inhaltsverzeichnis

XIX



4. Koordinierte Verteidigung in Steuerstrafsachen ............................... 352
X. Verteidigung in den einzelnen Abschnitten des Strafverfahrens .......... ...... 352

1. Verteidigung im Ermittlungsverfahren ............ ............................. 352
2. Verteidigung im Zwischenverfahren ................... ......................... 354
3. Verteidigung im Hauptverfahren ....................... ......................... 355
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III. Vorzeitige Löschung aus dem Wettbewerbsregister wegen Selbstreinigung –

Praktische Hinweise des Bundeskartellamts für einen Antrag ................... 417
IV. Mitteilung von Maßnahmen zur Selbstreinigung ................................. 427
V. Leitfaden für Vergabestellen ........ ......... ........................... ............... 430

Sachverzeichnis ............ ... ... ... .... ... ... .... ... ... ... .... ...................................... 443

Inhaltsverzeichnis

XXII


